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Änderungsantrag 21.01.2021 
HHA 

Fraktion DIE LINKE 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 2021) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses   

Drucksache 20/4214 zu Drucksache 20/3978 

         
 Inhalt des Antrags: keine  Mittel für Abschiebungen und "freiwillige" Ausreisen 
 
Einzelplan  03 Hessisches Ministerium des Innern und für Sport  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  03 14 

03 15 
03 16  
 

Regierungspräsidium Darmstadt 
Regierungspräsidium Gießen 
Regierungspräsidium Kassel      

Buchungskreis: 2263 
2264 
2265     

 
Zwischenbehördliche Leistung 

Nr. lt. Leistungsplan 

1 und 3 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Leistungen zu den Produkten des HMdIS 

Leistungen zu den Produkten des HMSI 
 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 444.022,4 -10.821,0 433.201,4 

 Eigene Erlöse 444.022,4 -10.821,0 433.201,4 

 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 

  

  Drucksache 20/4721 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung      
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Begründung des Änderungsantrags: 
Rund 700 Menschen mussten Hessen 2020 gegen ihren Willen verlassen, sie wurden abgeschoben in Länder wie das 

Bürgerkriegsland Afghanistan. Außerdem gab es mehr als 1000 „freiwillige“ Ausreisen, wobei nicht klar ist, wie viele 

dieser Personen aufgrund der Drohung der zwanghaften Rückführung tatsächlich gegen ihren Willen zur Ausreise genötigt 

wurden. Abschiebungen sind einschneidende Zwangsmaßnahmen, die ein selbstbestimmtes Leben verhindern. Statt 

Abschiebungen durchzuführen sollen Bleiberechtsregelungen realisiert werden. Die Mittel sowie das Personal, das für die 

für die Förderung von freiwilligen Ausreisen und Abschiebungen verwendet wird, können eingespart werden.     
 

 

Wiesbaden, 21.01.21 

 

Für die Fraktion 

DIE LINKE 

Die Fraktionsvorsitzende: 

 

 

 

 

Janine Wissler 
 

  

  
 

 

 


